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 1. KAPITEL: EINKOMMENSTEUERRECHT 1 

 1. KAPITEL: EINKOMMENSTEUERRECHT  

 § 1 EINFÜHRUNG  

 Steuerrecht – Eine unliebsame und überwiegend wohl auch un-
bekannte Materie, mit der sich der „normalsterbliche“ Student 
während seines Studiums nicht beschäftigen wird. Dennoch sind 
in der 11. Klausur des Zweiten Bayerischen Staatsexamens fun-
dierte Kenntnisse im Einkommensteuerrecht und in der Abga-
benordnung erforderlich.  
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 Das vorliegende Skript soll der Hinführung zur Materie des Steu-
errechts in materieller wie in verfahrensrechtlicher Hinsicht die-
nen. Mit dieser Intention erhebt es keinesfalls Anspruch auf Voll-
ständigkeit. Vielmehr sollen hier in einfach nachzuvollziehender 
Weise die Grundlagen zu einem vertiefenden Verständnis des 
Steuerrechts gelegt werden, ohne die das Schreiben einer guten 
Klausur nicht möglich ist.  

 

 
hemmer-Methode: Wie in der übrigen Skriptenreihe auch, 
wird Ihnen die hemmer-Methode in bewährter Art und Weise 
bei der richtigen Einordnung und Gewichtung der Problem-
felder helfen. 
Als Besonderheit sei hier aber auf Folgendes hingewiesen: 
Manche Probleme des Steuerrechts, insbesondere des Ein-
kommensteuerrechts, lassen sich ohne vertiefende Bezüge 
nur schwer vermitteln, darstellen und verstehen. Damit aber 
nicht zu viele Fragen offen bleiben, und Ihnen auch dieses 
Basics-Skript schon einen umfassenden Fundus steuer-
rechtlicher Kenntnisse und Bearbeitungstechniken vermit-
telt, werden wir in der hemmer-Methode verstärkt auch ver-
tiefende Probleme darstellen und auf die entsprechenden 
Fundstellen in unseren Hauptskripten Hemmer/Wüst/Hölzle, 
Einkommensteuerrecht und Hemmer/Wüst, Abgabenordnung 
verweisen. 
Wer also schon mit diesem Skript mehr als nur an der Ober-
fläche kratzen möchte, der sollte die hemmer-Methode kei-
nesfalls auslassen. Sie ist vielerorts für das Systemver-
ständnis unerlässlich. 

 

 Wie in anderen Rechtsgebieten auch, wird der „Neueinsteiger" im 
Steuerrecht zunächst von der Stofffülle erschlagen. Neben un-
zähligen Einzelgesetzen gibt es die sog. Steuerrichtlinien der Fi-
nanzverwaltung (etwa die Einkommensteuer-Richtlinien, EStR), 
die zwar als reine Verwaltungsanweisungen nicht unmittelbar ge-
genüber dem Steuerpflichtigen gelten, wohl aber für die Finanz-
verwaltung nach den Grundsätzen der Selbstbindung der Verwal-
tung, Art. 3 GG, verbindlich sind.  

2 



2 BASICS STEUERRECHT 

 Dennoch ist in einzelnen Bereichen auch die Kenntnis dieser 
Steuerrichtlinien von Bedeutung, da sie in weiten Teilen nichts 
anderes darstellen, als die Umsetzung höchstrichterlicher Recht-
sprechung. Nur weil ein Problem also in den Steuerrichtlinien ge-
regelt ist, die Ihnen im Examen nicht zur Verfügung stehen, heißt 
das noch lange nicht, dass Sie es nicht kennen müssen. 

 

 Dennoch gehört das Steuerrecht und insbesondere das Einkom-
mensteuerrecht (auf dem in beiden Examina der Schwerpunkt 
liegt) zu den wohl am besten strukturierten Rechtsgebieten über-
haupt. Auch bei der Behandlung unbekannter Probleme lässt sich 
mit einem gesunden Verständnis für das System der Einkom-
mensteuerermittlung der Einstieg und die richtige Verortung der 
Probleme leicht erreichen. 

 

Einordnung der ESt Um einkommensteuerrechtliche Fälle richtig lösen zu können, 
muss zunächst eine Einordnung der Einkommensteuer in das 
Gesamtsystem des Steuerrechts vorgenommen werden. 
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 Es gibt verschiedene Möglichkeiten, Steuern einzuteilen. Einige 
von ihnen seien hier genannt, da solche Grundlagen immer wie-
der gerne auch Gegenstand von mündlichen Prüfungen sind. 

 

direkte/indirekte 

Steuern 

Zunächst lassen sich Steuern in direkte und indirekte Steuern un-
tergliedern. Bei den direkten Steuern sind der Steuerpflichtige 
und der Steuerschuldner identisch. Klassisches Beispiel ist die 
Einkommensteuer. 

4 

 
hemmer-Methode: Beachten Sie schon hier, dass unter 
Steuerpflicht nicht allein die Pflicht zu verstehen ist, die 
Steuern zahlen zu müssen. Steuerpflichtig ist jeder, den eine 
der in § 33 AO genannten Pflichten trifft. So stellt z.B. die Er-
klärungspflicht eine Steuerpflicht dar. Diese Steuerpflicht ist 
zu unterscheiden von der Steuerschuldnerschaft. Steuer-
schuldner ist nur derjenige, der die Geldleistung tatsächlich 
zu erbringen hat. 

 

 Bei indirekten Steuern hingegen fallen der Steuerpflichtige und 
derjenige, der die Steuer letztlich trägt, auseinander. Üblicher-
weise wird hierfür die Umsatzsteuer genannt. Steuerpflichtig und 
auch Steuerschuldner ist der Unternehmer, der die Umsatzsteuer 
abzuführen hat. Getragen werden die Steuern letztlich aber vom 
Endverbraucher, auf den sie der Unternehmer abwälzt. 

 

Real- und Subjekt-

steuern 

Weiterhin lassen sich Realsteuern und Subjektsteuern unter-
scheiden. Als Realsteuern, die auf einem Objekt ruhen, sind in 
§ 3 II AO Grundsteuer und Gewerbesteuer genannt. Subjektsteu-
ern knüpfen hingegen an die persönliche Leistungsfähigkeit des 
Steuerschuldners an, weshalb auch die Einkommensteuer eine 
Subjektsteuer ist. Als Beispiel für die tatsächliche Berücksichti-
gung persönlicher Verhältnisse bei der Berechnung der Einkom-
mensteuer seien hier nur das wohl allseits bekannte Ehegatten-
splitting und die Regelungen zum Kindergeld oder Kinderfreibe-
trag genannt. 
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 § 1 EINFÜHRUNG 3 

Leistungsfähig-

keitsprinzip 

Diesem Leistungsfähigkeitsprinzip kommt im Steuerrecht eine 
überragende Bedeutung zu, auch wenn es anders als noch in der 
Weimarer Reichsverfassung im Grundgesetz nicht ausdrücklich 
erwähnt ist. Es wird vornehmlich hergeleitet aus dem Gleichheits-
satz des Art. 3 GG und dem Gebot der Steuergerechtigkeit1. Eine 
Folge dieses Leistungsfähigkeitsprinzips ist letztlich auch das in 
§ 2 II EStG geregelte Netto-Prinzip, wonach entweder der Über-
schuss der Einnahmen über die Werbungskosten (zu dem Begriff 
der Werbungskosten sogleich) oder der Gewinn als Netto- und 
nicht die Betriebseinnahmen als Bruttogröße zugrunde gelegt 
werden. 

6 

 
hemmer-Methode: Zu unterscheiden sind das objektive und 
das subjektive Nettoprinzip: Das objektive Nettoprinzip be-
sagt, dass Aufwendungen, die bei der Erzielung von Einkünf-
ten entstanden sind, nicht in die Bemessungsgrundlage für 
die Einkommensteuer eingestellt werden, §§ 4 I, 9 EStG. Das 
subjektive Nettoprinzip betrachtet die Situation des konkre-
ten Steuerpflichtigen, indem es etwa sein Existenzminimum 
steuerfrei stellt. Denn die notwendigen Lebenshaltungskos-
ten stehen für die Besteuerung ja nicht zur Verfügung. 

 

Verkehrs- und Be-

sitzsteuern 

Letztlich sei noch die Unterscheidungsmöglichkeit nach Verkehrs- 
und Besitzsteuern genannt. Als Verkehrssteuern können wieder 
die Umsatzsteuer und die Grunderwerbssteuer genannt werden. 
Besitzsteuern hingegen sind die Grundsteuer, die Einkommens-
teuer und die Erbschaftsteuer. 
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Gemeinschafts-

steuer 

Schließlich ist die Einkommensteuer noch Gemeinschaftssteuer, 
da ihr Aufkommen zwischen dem Bund, den Ländern und den 
Gemeinden aufgeteilt wird, diesen also gemeinschaftlich zusteht, 
Art. 106 III GG. Insoweit stellt die Einkommensteuer neben der 
Umsatzsteuer die wichtigste Steuer im Steuersystem dar. Ihr An-
teil am gesamten Steuervolumen beträgt etwa 33 %. 
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1  So das BVerfG z.B. in E 74, 182 [199]. 
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 § 2 GRUNDBEGRIFFE DES EINKOMMENSTEUERRECHTS 
UND EINER EINKOMMENSTEUERRECHTLICHEN 
KLAUSUR  

 

 Bevor in die Grundstruktur der Einkommensteuerermittlung ein-
gestiegen werden kann, ist es erforderlich, einige unerlässliche 
Grundzüge des Steuerrechts verstanden zu haben. 

 

 
A) Objekt der Einkommensteuer 

 

 
I. Die Frage nach dem „Was“ 

 

Objekt der ESt Als Erstes ist zu fragen, was überhaupt das Objekt der Einkom-
mensteuer ist, welcher Wert für ihre Berechnung als Bemes-
sungsgrundlage dient. 
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§ 2 IV EStG: Ein-

kommen 

Das Gesetz beantwortet diese Frage so, wie man sie auch ohne 
einen Blick in seinen Text beantworten würde: Das Einkommen, 
§ 2 IV EStG. 
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 Da – wie oben gesehen – die Einkommensteuer aber eine Sub-
jektsteuer ist, die auf persönliche Verhältnisse Rücksicht nimmt, 
fragt sich, wie dieses Einkommen zu ermitteln ist. 

 

früher: Quellen- und 

Reinvermögens-

zugangstheorie 

Früher wurden hierzu die sog. Quellentheorie und die Reinver-
mögenszugangstheorie vertreten. Nach der ersteren ist Einkom-
men alles, was aus einer ständigen Quelle zufließt, nicht hinge-
gen die Quelle selbst. Nur vorübergehende, zufällige Einkünfte, 
die nicht aus einer solchen Quelle resultieren (bspw. Lottoge-
winn), unterfallen nicht der Besteuerung. Diese Ansicht entspricht 
aber nicht der Regelung des heutigen Einkommensteuergeset-
zes, da nach diesem z.B. auch der Gewinn besteuert wird, der 
bei der Veräußerung eines Gewerbebetriebes als Quelle ständi-
ger Einkünfte realisiert wird, § 16 EStG.  
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 Nach der zweitgenannten Reinvermögenszugangstheorie zählen 
zum Einkommen alle Reinerträge und Nutzungen, geldwerte 
Leistungen und sonstige Vermögenszuwächse. Es ist offensicht-
lich, dass eine solch extensive Interpretation der Besteuerungs-
grundlagen unbillig wäre, weshalb sich auch diese Theorie nicht 
durchgesetzt hat. 
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EStG: Pragmati-

scher Einkom-

mensbegriff 

Das Einkommensteuergesetz ist keinem dieser Definitionsansät-
ze für den Begriff des Einkommens gefolgt, sondern hat vielmehr 
einen eigenständigen, pragmatischen Einkommensbegriff gesetz-
lich begründet. 
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 § 2 GRUNDBEGRIFFE DES EINKOMMENSTEUERRECHTS 5 

 In § 2 IV EStG heißt es:  

 „Der Gesamtbetrag der Einkünfte, vermindert um die Sonder-
ausgaben und die außergewöhnlichen Belastungen, ist das 
Einkommen.“ 

 

 Diese Definition scheint zunächst nicht viel weiter zu helfen, da 
sie erneut mit unbekannten Begriffen arbeitet, die es zu definie-
ren gilt. 
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 So bleibt zu fragen, wie sich der Gesamtbetrag der Einkünfte er-
mittelt und was außergewöhnliche Belastungen und Sonderaus-
gaben sind. 

 

 Auch hier gilt aber wieder: „Ein Blick ins Gesetz erleichtert die 
Rechtsfindung!“ 
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 Der Gesamtbetrag der Einkünfte ist in § 2 III EStG genannt. Er er-
rechnet sich aus der Summe der Einkünfte (vermindert um den 
Altersentlastungsbetrag, den Entlastungsbetrag für Alleinerzie-
hende und den Abzug nach § 13 III EStG). Bleibt aber zu fragen, 
was Einkünfte sind. 

 

§ 2 II EStG:  

Einkünfte 

§ 2 II EStG: 15a 

 „Einkünfte sind  

 1. bei Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selb-
ständiger Arbeit der Gewinn (§§ 4 bis 7k und 13a), 

 

 2. bei den anderen Einkunftsarten der Überschuss der Ein-
nahmen über die Werbungskosten (§§ 8 bis 9a).“ 

 

Dualismus der Ein-

kunftsarten 

Mit dieser Vorschrift ist zugleich eines der wesentlichsten Prinzi-
pien der Einkünfteermittlung angeordnet, dem etwa der gleiche 
Stellenwert zukommt, wie dem Abstraktionsprinzip im Zivilrecht: 
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 Der Dualismus der Einkunftsarten 
 

 Bei der Ermittlung des Einkommens ist immer zwischen Gewinn- 
(§ 2 II Nr. 1 EStG) und Überschusseinkunftsarten (§ 2 II Nr. 2 
EStG) zu differenzieren. Wesentlichster Unterschied, den es un-
bedingt zu beachten gilt und der mit § 2 II EStG zum Ausdruck 
gebracht wird, ist hierbei die Art und Weise, auf die das Einkom-
men ermittelt wird.  

 

 
II. Gewinn- und Überschusseinkünfte  

 

Differenzierung zw. 

Gewinn- und Über-

schusseinkünften 

Welche Einnahmen zu den Gewinn- und welche zu den Über-
schusseinkünften zu zählen sind, gibt § 2 II EStG vor. 

17 
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hemmer-Methode: Beachten Sie hier noch einmal das dem 
§ 2 II EStG zugrundeliegende Netto-Prinzip: Einkünfte sind 
Nettogrößen, während die Einnahmen die Bruttogröße dar-
stellen. Der Besteuerung unterliegt aber allein der Nettobe-
trag Einkünfte. 

 

andere Einkunftsar-

ten i.S.d. § 2 II 

EStG 

Was allerdings unter „anderen Einkunftsarten“ i.S.d. § 2 II Nr. 2 
EStG zu verstehen ist, erschließt sich allein aus dieser Vorschrift 
nicht. Man könnte auf den Gedanken kommen, dass alle sonst 
zufließenden Einnahmen, die nicht den Gruppen Land- und 
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstständiger Arbeit nach 
§ 2 II Nr. 1 EStG zuzuordnen sind, hiervon erfasst werden. 
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 Dies vertrüge sich jedoch nicht mit der obigen Ablehnung der 
Reinvermögenszugangstheorie. 

 

Numerus clausus 

der EK-Arten 

Hier wird daher nun ein weiteres wesentliches Prinzip des Ein-
kommensteuerrechts relevant, das in § 2 I EStG zum Ausdruck 
kommt: 
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 Der numerus clausus der Einkunftsarten 
 

 § 2 I S. 1 EStG:  

 Der Einkommensteuer unterliegen  

  Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft,  

  Einkünfte aus Gewerbebetrieb,  

  Einkünfte aus selbstständiger Arbeit,  

  Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit,  

  Einkünfte aus Kapitalvermögen,  

  Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung,  

  sonstige Einkünfte i.S.d. § 22 EStG,  

 die der Steuerpflichtige während seiner unbeschränkten Ein-
kommensteuerpflicht oder als inländische Einkünfte während sei-
ner beschränkten Einkommensteuerpflicht erzielt. 

 

 Schon der Einleitungssatz „Der Einkommensteuer unterliegen“ 
macht deutlich, dass nur die nachfolgend genannten Einkünfte 
steuerliche Relevanz haben. Alle Tätigkeiten, die keiner der ge-
nannten Einkunftsarten zuzuordnen sind, unterliegen demgemäß 
auch nicht der Einkommensteuer. Sie fallen nicht in den steuerli-
chen Nexus. 
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